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I. Perſönliche Angelegenheiten. 

Der Gewerberat Blüher in Düſſeldorf zum Aufſichtsbeamten im Sinne des 8 139b 
ift zum Regierungs- und Gewerberat ernannt der Gewerbeordnung für den Bezirk dieſer 
worden. Regierung beſtellt worden. 

Dem Regierungs- und Gewerberat Blüher 
in Düſſeldorf iſt vom 1. Oktober aa 
die planmäßige Stelle eines Regierungs⸗ und Der Oberlehrer a. D. Lüdecke in Buxte⸗ 
Gewerberats bei der Regierung in Magde⸗ | Hude iſt zum Baugewerkſchuloberlehrer er⸗ 
burg verliehen worden. Gleichzeitig iſt er nannt worden. 


—— —— ́— — — 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Beſchäftigung von Militäranwärtern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wg, den 10. Auguſt 1920. 


Um den Militäranwärtern in der gegenwärtigen ſchwierigen Zeit den Übergang in 
eine Zivilſtellung zu erleichtern und ihnen die Koſten einer mehrmaligen informatoriſchen 
Beſchäftigung nach Möglichkeit zu erſparen, wird für die Dauer von zunächſt drei Jahren 
für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung nachgelaſſen, daß eine bei Ver⸗ 
waltungsbehörden des Reichs oder der Länder, bei Provinzialverbänden, Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten oder größeren Kommunalbehörden mit befriedigendem Erfolg abgelegte informa⸗ 
toriſche Beſchäftigung in der Regel auch als ausreichend für die Vormerkung für den Büro⸗ 
und Kaſſendienſt der Handels- und Gewerbeverwaltung anzuſehen iſt. Bis zum 1. Juli 
1922 ſehe ich einem Berichte darüber entgegen, wie ſich dieſe Maßnahme bewährt hat und 
ob ihre dauernde Beibehaltung empfohlen werden kann. 

In Vertretung. 
ZB. 1 2570. 1 10 224. : Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
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Dienſtwohnungen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 12. Auguſt 1920. 

Infolge der anhaltenden Steigerung der Brennſtoffpreiſe ordne ich im Anſchluß an 
meinen Runderlaß vom 26. Januar d. J. (HMBl. ©. 35) eine weitere Erhöhung des 
Koſtenbeitrags für Zentralheizung vom 1. Juli d. J. ab um 100 % an. Vom 1. Juli d. J. 
ab find alſo die nach B 1 und 2 der Rundverfügung des Herrn Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten vom 25. Januar 1909, mitgeteilt durch Runderlaß vom 22. Februar 1909 (SM Bl. 
S. 107), zu entrichtenden Beträge auf das Sechsfache feſtzuſetzen. 

Ich erſuche, hiernach für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung ſofort 
das Weitere zu veranlaſſen. 

Im Auftrage. 

ZB. I 2264. von Meyeren. 


An die der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Reiſekoſten und Tagegelder für Dienſtreiſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 16. August 1920. 


J. Für die Beamten meiner Verwaltung wird hinſichtlich der Koſten der Benutzung 
von Schlafwagen bei Dienſtreiſen folgendes beſtimmt: 

In Berückſichtigung der heutigen Verkehrsverhältniſſe und der erhöhten Koſten für 
die Benutzung von Schlafwagen genehmige ich mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab, 
daß bei Dienſtreiſen außer dem in $ 8 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen des Staats⸗ 
miniſteriums vom 24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269) zu den Vorſchriften über 
die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) vorgeſehenen 
Falle die Koſten für die Benutzung eines Schlafwagens auch dann erſtattet werden können, 
wenn der Beamte am Tage des Antritts der Dienſtreiſe bis in die Nachmittagsſtunden 
hinein dienſtlich tätig ſein muß und am nächſten Tage vormittags bereits wieder Dienſt⸗ 
geſchäfte zu erledigen hat. Die Erſtattung darf aber nur im Rahmen des § 8 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) durch Bewilligung eines Zuſchuſſes 
oder einer Pauſchvergütung erfolgen, ſofern die Tagegelder für die geſamte Reiſedauer zur 
Beſtreitung der Mehrkoſten der Dienſtreiſe einſchließlich für Schlafwagenkarten nicht 
ausgereicht haben. 

II. Ferner genehmige ich im Hinblick auf die in den Großſtädten herrſchende beſondere 
Teuerung, daß mit Wirkung vom 1. Juni d. Is. ab den Staatsbeamten bei Dienſtreiſen 
nach den unter III benannten Städten bis auf weiteres an Stelle der bisherigen Ent⸗ 
ſchädigung beſondere Zuſchläge zu den geſetzmäßigen Tagegeldern bewilligt werden, die 
zuſammen folgende Beträge nicht überſchreiten dürfen: 

a) bei mehrtägigen Dienſtreiſen der im § 1 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten 
der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) genannten 
Beamten unter 
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III. Als beſonders teure Städte im Sinne der Ziffer II haben zu gelten: Aachen, 
Altona, Bremen, Breslau, Coblenz, Dortmund, Dresden, Düſſeldorf, Duisburg, Eſſen, 
Frankfurt a. M., Groß⸗Berlin, Hamburg, Hannover, Kiel, Köln, Königsberg i. Pr., Leipzig, 
Magdeburg, Mainz, Mannheim, München, Oppeln, Stettin und Trier. 

IV. Im übrigen verbleibt es hinſichtlich der Tagegelder für Dienſtreiſen nach anderen 
Orten bei den bisherigen Beſtimmungen. 
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v. Werden an einem Tage mehrere Orte berührt, für die verſchiedene Tagegelderſätze 
in Betracht kommen, ſo iſt für die Bemeſſung des Tagegeldes der Ort maßgebend, an dem 
der Beamte am Abend des Tages zwecks Übernachtung eintrifft. Findet eine Übernachtung 
nicht ſtatt, ſo iſt der Ort entſcheidend, an dem der Beamte zu Mittag ißt oder am längſten 
dienſtlich tätig war. 

Soweit nötig, find die Reiſekoſtenrechnungen nachträglich von Amts wegen anderweit 
ee Die verrechneten Mehrbeträge ſind den Beamten mit möglichſter Beſchleunigung 
zu zahlen. 

N Ini Auftrage. 
ZB. I 2709. 1 10364. Gerbaulet. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Bezug des Reichs⸗Geſetzblatts und der Preußiſchen Geſetzſammlung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 9, den 19. Auguſt 1920. 


Nach dem Jukrafttreten des § 1 des Geſetzes über die Aufhebung der Gebühren⸗ 
freiheiten im Poſt⸗ und Telegraphenverkehr vom 29. April 1920 (RG Bl. S. 678) iſt u. a. 
auch für die durch die Poſt vertriebenen Dienſt⸗ und Freiſtücke des Reichs⸗Geſetzblatts und 
der Preußiſchen Geſetzſammlung die geſetzliche Zeitungsgebühr zu erheben. Dieſe Beträge 
werden durch die Poſtanſtalten eingezogen werden. 

Für das laufende Kalenderjahr beſchränkt ſich die Gebührenpflicht auf die vom 
1. Juli an neu überwieſenen Stücke. Die Jahresgebühr iſt für den Reſt der Bezugszeit 
anteilig berechnet worden und beträgt für Dienft- und Freiſtücke 

a) des Reichs⸗Geſetzblatts e RT 3 N NL ÜNE 7; 
p) der Preußiſchen Geſetzſammlung (mit dem Reichs-Geſetzblatt als Beilage) 80 =. 

Vom Jahre 1921 an unterliegen ſämtliche Dienſt⸗ und Freiſtücke der Erhebung der 
Zeitungsgebühr, deren Höhe nach den am 1. Januar 1921 in Kraft tretenden neuen 
Gebührenſätzen zu berechnen iſt und ſpäter bekannt gegeben werden wird. 

Mit Rückſicht auf die künftig für den Bezug aufzuwendenden Mittel erſuche ich zu 
prüfen, ob für die Folge der Bezug der Geſetzblätter in demſelben Umfange wie bisher 
erforderlich ſein wird. Etwaige Anderungen würden in der üblichen Weiſe den Ober⸗ 
poſtdirektionen mitzuteilen ſein. Bis zum 1. Oktober d. J. ſehe ich einer Anzeige über 
die etwaige Bezugseinſchränkung entgegen. 

Im Auftrage. 
ZB. I 2980. I 10 844. Römhild. 


Au die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seemaſchiniſtenprüfungen. 


Die am 4. September in Ausſicht genommene Prüfung zum Seemaſchiniſten III. und 
IV. Klaſſe in Königsberg i. Pr. iſt auf den 16. Oktober d. J. verlegt worden. 


Prüfungskommiſfſion für Schiffer auf Küſtenfahrt. 

Auf Grund des § 12 der Verordnung vom 16. Januar 1904 (RGBl. S. 3) iſt in 
Königsberg i Pr. eine Prüfungskommiſſion für Schiffer auf Küſtenfahrt gebildet worden. 
Zum Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion ift der Geheime Regierungs⸗ und Baurat 
La diſch in Königsberg ernannt worden. 

III 10904. 
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2. Sonſtige Angelegenheiten. 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 

17. Auguft 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 

Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Hagen i. W. wird das der Allge⸗ 

meinen Verfügung vom 12. März 1904 (JM Bl. S. 65) ) in der Faſſung der Allgemeinen 

Anlage. — Verfügung vom 17. April 1920 (JMBl. ©. 161) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 15 in 
= der aus der Anlage erlichtfichen Weile abgeändert. 


Berlin, den 17. Auguſt 1920. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. ö Der Juſtizminiſter. 
Ita 5881. 


Anlage. 


Verzeichnis A. 


; 8 Anzahl der Anzahl der von den 
Efde. ner Zum Vorſchlag berechtigte einzelnen Organen 
für 8 des Hande Haudels⸗ | des Handelsſtandes 
rgane de els | : 
A ace 0 3 Handelsſtande richter Stellvertreter en 
n 3 4 5 
15 Hagen a) Handelskammer zu Hagen 0 16 0 
b) Handelskammer zu Iſer⸗ 
In ne 4 
c) Handelskammer zu Lü⸗ 
denheddd 2 4 
d) Handelskammer für das 8 8 
Lennegebiet des Kreiſes 
Altena und für den Kreis 
Olpe zu Altenn 4 
(vgl. auch Nr. 9) 
*) HM Bl. S. 81. 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
17. Auguſt 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Duisburg wird das der Allgemeinen 
Verfügung vom 12. März 1904 (JMBl. S. 65) “) in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung 
vom 20. September 1919 (JMBl. S. 441) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 13 in der aus 
der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 5 


Berlin, den 17. Auguſt 1920. 


Anlage. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
II 5880. 


Anlage. 
Verzeichnis A. 
; 3 2 2 der von d 
Ade. Sitz der Kammer Zum Vorſchlage Anzahl der 1 n Organ 9555 
9 für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des Handelsſtandes 
. Handelssachen ] Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter ee 
e ENTE Er, zT. en 
13 | Duisburg a) Niederrheiniſche Handels⸗ 
kammer Duisburg⸗Weſel 
zu Duisburg⸗Ruhrort. 40 
p) Handelskammer für die 18 18 
Kreiſe Eſſen, Mülheim | 
(Ruhr) und Oberhaufen 
zu Eſſen (vgl. auch Nr. 14) 14 


*) HMBl. S. Bl. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 


Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereius wird der Azetylenapparat Modell „8“ der Firma Carl 
Schirmener, Autogen⸗Schweißwerk in Erfurt, in den Größen I und II mit 2 bzw. 4 kg 
Karbidfüllung nach 8 12 der von den Bundesregierungen vereinbarten Azetylenverordnung 
unter der Tyvennummer Jss zum dauernden Betrieb in Arbeitsräumen und in den 
Größen I- V mit 2, 4, 6, 8 bzw. 10 kg Karbidfüllung nach § 14 a. a. O. unter der 
Typennummer A4 zur vorübergehenden Benutzung in Arbeitsräumen, unter gleichzeitiger 
Befreiung der Apparate in den Größen III. V von den Beſtimmungen der Ziffer 11 
Abſ. 3 der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen, widerruflich unter 
den a. a. O. feſtgelegten Vorausſetzungen und Bedingungen in Preußen zugelaſſen. Die 
Fabrikſchilder ſolcher Apparate müſſen auf den Zinntropfen oder Nieten, mit denen ſie be⸗ 
feſtigt ſind, den Stempel des Dampfkeſſelüberwachungsvereins in Halle a. ©. erkennen 
laſſen. Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vor⸗ 
geſchlagenen, den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 


Berlin, den 14. Auguſt 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 10422. v. Meyeren. 


2. Handwerksangelegenheiten. 


Reiſekoſten und Tagegelder der Mitglieder der Handwerkskammern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 23. August 1920. 


In letzter Zeit häufen ſich Anträge der Handwerkskammern, in denen eine Erhöhung 
der zur Zeit geltenden Reiſekoſten und Tagegelderſätze ſowie der Entſchädigungen für die 
Teilnahme an Meifter- und Geſellenprüfungen erbeten wird. Im Hinblick auf die herrſchende 
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Teuerung ermächtige ich hiermit die Aufſichtsbehörden zunächſt für die Dauer von zwei 
Jahren, derartige Beſchlüſſe zu genehmigen, ſofern die Erhöhung dieſer Vergütungen durch 
Zuſchläge zu den bisherigen Beträgen erfolgt, die nicht mehr als äußerſtenfalls 100 % 
ausmachen. 

Im Auftrage. 
IV 5916. Jordan. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch. (Krankenverſicherung.) 
Grundlohn in der Krankenverſicherung. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin NW 6, den 9. Auguſt 1920, 


Nach der Verordnung über Aufhebung der Verordnung vom 1. April 1920 (RGBl. 
S. 433) und über Heraufſetzung des Grundlohns und Ausdehnung der Verſicherungspflicht 
in der Krankenverſicherung vom 30. April 1920 (RGBl. S. 769) muß der höchſte Grund⸗ 
lohn einer Kaſſe nicht ziffermäßig 24 M betragen, ſondern bei der Feſtſetzung des 
Grundlohns ein Tagesarbeitsverdienſt von 24 / berückſichtigt werden. Hiernach kann 
beiſpielsweiſe eine Kaſſe eine höchſte Lohnſtufe für Verſicherte mit 21 bis 24 M Verdienſt 
einführen und für dieſe Stufe einen Grundlohn von beiſpielsweiſe 22,50 M oder 28 M 
feſtſetzen. Wo Arbeitsverdienſte von 24 / von den Mitgliedern einer Kaſſe überhaupt 
nicht erreicht werden, würde auch die Feſtſetzung eines entſprechenden hohen Grundlohns 
gegenſtandlos ſein. Ob die letztere Vorausſetzung bei den von der Kaſſe namhaft ge⸗ 
machten Fällen zutrifft, läßt ſich mangels näherer Kenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe 
von hier aus nicht überſehen. Es wird anheimgeſtellt, in geeigneten Fällen ſich mit einer 
Anzeige an die zuſtändige oberſte Landesverwaltung zu wenden. Soweit eine Kaſſe den 
wirklichen Arbeitsverdienſt als Grundlohn feſtſetzt, muß dieſer Arbeitsverdienſt auch in 
vollem Betrage bis zu 24 M feſtgeſetzt werden. 


II 5896. Im Auftrage. 


An die Deutſchnationale Kranken⸗ und Begräbniskaſſe in N. 


Auslegung des § 370 der RVO. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 10. Auguſt 1920. 


Dem Beſchluß der Beſchlußkammer vom 30. Juni d. Is., durch welchen der Antrag 
der allgemeinen Ortskrankenkaſſe für die Stadt N. auf Ermächtigung gemäß § 370 Reichs⸗ 
verſicherungsordnung abgelehnt wird, kann ich nicht beiſtimmen. Nach dem in der Be⸗ 
ſchwerde geſchilderten und dem angefochtenen Beſchluß zugrunde liegenden Sachverhalte hat 
zurzeit des Antrags der Kaſſe ein Vertrag zwiſchen ihr und den Arzten über die Ver⸗ 
ſorgung der Kaſſenmitglieder nicht beſtanden und haben die Arzte nur die ſich bei ihnen 
meldenden Kaſſenmitglieder gegen eine ſofort zu entrichtende Gebühr behandelt, ohne Be⸗ 
ſcheinigungen darüber auszuſtellen. Die ärztliche Verſorgung im Sinne des § 370 iſt auf 
dieſe Weiſe offenbar ernſtlich gefährdet geweſen. Denn unter ärztlicher Verſorgung kann 
nicht die bloße Tatſache verſtanden werden, daß eine ärztliche Behandlung von Kaſſen⸗ 
mitgliedern überhaupt ſtattfindet, ſondern es muß eine Behandlung im Auftrag oder doch 
im ſtillſchweigenden Einverſtändnis mit der Kaſſe vorliegen. Handelt es ſich lediglich um 
eine vom Willen der Kaſſe gänzlich unabhängige Bereitwilligkeit von Arzten zur Behand⸗ 
lung, ſo fehlt es der Kaſſe an jeder Kontrolle darüber, ob ihre Mitglieder auch von der 
beſtehenden Möglichkeit der ärztlichen Behandlung Gebrauch machen und ſich nicht etwa 
durch Unkenntnis über die Bereitwilligkeit der Arzte oder durch den Zwang, aus eigener 
Taſche ſogleich Barbeträge leiſten zu müſſen, vom rechtzeitigen Aufſuchen eines Arztes 
abhalten laſſen. 

Unter Aufhebung des Beſchluſſes der Beſchlußkammer erſuche ich daher, bei grund⸗ 
ſätzlicher Anerkennung einer Gefährdung der ärztlichen Verſorgung im Sinne des § 370 
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nach Benehmen mit dem Kaſſenvorſtande noch diejenigen weiteren Anordnungen (§ 370 
Abſatz 2) zu treffen, welche zur Regelung des Verhältniſſes der Kaſſe zu ihren Mitgliedern 
aus der Zeit des vertraglofen Zuſtandes erforderlich find. 


Im Auftrage. 
III V 1088. Bracht. 


An das Oberverſicherungsamt in N. 


Anwendung des § 370 der RVO. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W66, den 18. Auguſt 1920. 


Der Beſchwerde kann keine Folge gegeben werden. Vorausſetzung für die Anwendung 
des § 370 RWO. iſt die ernſtliche Gefährdung der ärztlichen Verſorgung bei einer Kranken⸗ 
kaſſe dadurch, daß die Kaſſe keinen Vertrag zu angemeſſenen Bedingungen mit einer aus⸗ 
reichenden Zahl von Arzten ſchließen kann, oder daß die Arzte einen Vertrag nicht inne⸗ 
halten. Dieſe Vorausſetzung liegt, wie das Oberverſicherungsamt in N. mit Recht annimmt, 
nicht mehr vor, wenn die Arzte den Krankenkaſſen gegenüber die in den Einigungsverhand⸗ 
lungen zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen vom 21. Juni 1920 formulierte Erklärung ab⸗ 
gegeben haben. In dieſer Erklärung verpflichten ſich die Arzte, die beſtehenden Vertrags⸗ 
verhältniſſe mit den Kaſſen fortzuſetzen und, wo Verträge abgelaufen ſind, neue zu ſchließen 
unter der Vorausſetzung, daß die Krankenkaſſen den Schiedsſpruch und die Vereinbarungen 
vom 1., 2. und 21. Juni 1920 anerkennen. Hiermit iſt für ein Vertragsverhältnis 
zwiſchen Arzten und Kaſſen, ſei es, daß ein Vertrag neu abzuſchließen oder daß ein noch 
laufender Vertrag dem Schiedsſpruch und den Vereinbarungen anzupaſſen iſt, eine Grund⸗ 
lage gegeben, und die Behandlung der Kaſſenmitglieder zu angemeſſenen Bedingungen 
ſichergeſtellt. Der Widerruf der auf Grund des § 370 den Krankenkaſſen erteilten Er⸗ 
mächtigung durch das Oberverſicherungsamt war unter dieſen Umſtänden gerechtfertigt. 


Im Auftrage. 
III. v. 1154. Dr. Hoffmann. 


An den Verband zur Wahrung der Intereſſen der deutſchen Betriebskrankenkaſſe in N. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Prüfungen für Gewerbelehrer, Handelslehrer und Handelslehrerinnen. 


Das Landesgewerbeamt. Berlin W9, den 24. Auguft 1920. 

Das Landesgewerbeamt beabſichtigt auf Grund des Exlaſſes des Herrn Miniſters für 
Handel und Gewerbe vom 7. Mai 1916 (HMBL. S. 149), betreffend die Anſtellungsfähig⸗ 
keit als Lehrer an Fortbildungsſchulen, Ende November d. Is. in Berlin außerordentliche 
Prüfungen für Gewerbelehrer, Handelslehrer und Handelslehrerinnen abzuhalten. 

Wegen der Einzelheiten der Prüfungen wird auf die Prüfungsordnung zum vor⸗ 
bezeichneten Erlaß verwieſen. Insbeſondere wird darauf aufmerkſam gemacht, daß nur 
ſolche Lehrer und Lehrerinnen zu den Prüfungen zugelaſſen werden können, die mehrere 
(in der Regel mindeſtens fünf) Jahre an einer Fortbildungs⸗ oder Fachſchule im Neben⸗ 
amte mit gutem Erfolg unterrichtet haben und für eine beſtimmte Stelle an einer öffent⸗ 
lichen Schule in Ausſicht genommen ſind. Eine entſprechende Beſcheinigung der anſtellen⸗ 
den Behörde iſt beizubringen. Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe hat die 
Prüfungsgebühren von 30 / auf 120 / erhöht. Meldungen find nach § 5 der Prüfungs⸗ 
ordnung auf dem Dienſtwege dem Herrn Regierungspräſidenten, in Berlin dem Herrn 
Oberpräſidenten einzureichen. 0 8 

Das Landesgewerbeamt entſcheidet über die Zulaſſung zur Prüfung und fordert die 
Bewerber zum Erſcheinen unmittelbar auf. 
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Die eingegangenen Meldungen bitten wir bis zum 15. Oktober d. Is. mit einer gut⸗ 
achtlichen Außerung des gewerbeſchultechniſchen Referenten dem Landesgewerbeamt zu 
überſenden. 

In Vertretung. 
Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Lehrerinnen der Pflichtfortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 20. Auguſt 1920. 


In letzter Zeit mehren ſich die Fälle, in denen zum Unterricht an den Pflicht- 
fortbildungsſchulen für die weibliche Jugend techniſche oder Volksſchullehrerinnen heran⸗ 
gezogen werden, die eine beſondere Vorbildung für die an dieſen Schulen zu erfüllenden 
Aufgaben nicht beſitzen. Damit die Erreichung der erziehlichen und unterrichtlichen Auf⸗ 
gaben der Pflichtfortbildungsſchule gewährleiſtet wird, iſt dringend zu empfehlen, daß für 
die Tätigkeit an den Fortbildungsſchulen nur plaumäßig ausgebildete Lehrerinnen ver⸗ 
wendet werden. Nachdem Lehrgänge zur Ausbildung von Gewerbelehrerinnen an Fort⸗ 
bildungsſchulen neu eröffnet worden find, it anzunehmen, daß binnen kurzem Gewerbe⸗ 
lehrerinnen in ausreichender Zahl zur Verfügung ſtehen werden. 

Den infolge des Rückgangs der Beſuchsziffern der Volksſchule überflüſſig werdenden 
techniſchen und Volksſchullehrerinnen bieten die Lehrgänge, die nach Erlaß vom 26. Juni 
d. J. (HMBl. S. 217) zum Herbſt d. J. eingerichtet werden, Gelegenheit, ihre Aus⸗ 
bildung für die Zwecke des Fortbildungsſchulunterrichts zu ergänzen, um dann in die 
Laufbahn der Gewerbelehrerin überzutreten. Erwünſcht wäre es, wenn die Gemeinde⸗ 
verwaltungen in Einzelfällen ihren Lehrerinnen durch Beurlaubung und Gewährung von 
Beihilfen den Erwerb dieſer Zuſatzausbildung erleichterten. 

Es finden ſtatt: 

Lehrgänge zur Ausbildung von techniſchen Lehrerinnen für Klaſſen der ungelernten 
Arbeiterinnen am Peſtalozzi⸗Fröbelhauſe I in Berlin ſowie an der Haus⸗ 
haltungs⸗ und Gewerbeſchule des Frauenbildungsvereins in Hannover, 

Lehrgänge zur Ausbildung von wiſſenſchaftlichen Lehrerinnen und Volksſchul⸗ 
lehrerinnen für den Unterricht an Klaſſen der ungelernten Arbeiterinnen im 
Letteverein in Berlin ſowie in der Haushaltungs- und Gewerbeſchule des Frauen⸗ 
bildungsvereins in Hannover, . 

Lehrgänge zur Ausbildung von techniſchen Lehrerinnen für die Klaſſen der gelernten 
Arbeiteriimen an der Viktoria-Fortbildungs⸗ und Fachſchule in Berlin, an der 
Städtiſchen Handels⸗ und Gewerbeſchule in Caſſel und an der Städtiſchen 
gewerblichen Fortbildungsſchule für Mädchen in Köln. 


Für den Fall, daß Gemeinden Volksſchullehrerinnen oder techniſche Lehrerinnen ohne 
die Zuſatzausbildung an einer Fortbildungsſchule hauptamtlich anzuſtellen beabſichtigen, 
mache ich darauf aufmerkſam, daß für die Beſtätigung die Grundſätze des Erlaſſes vom 
7. Mai 1916 (SMBl. S. 149) gelten, daß im allgemeinen alſo die Ablegung der außer⸗ 
ordentlichen Gewerbelehrerinnenprüfung verlangt werden muß. Dieſe wird in Zukunft 
vorausſichtlich an den Anſtalten abgehalten werden, an denen Lehrgänge zur Ausbildung 
von Gewerbelehrerinnen an Fortbildungsſchulen beſtehen. Im allgemeinen werden für die 
außerordentlichen Prüfungen die Beſtimmungen der Prüfungsordnung in gleicher Weiſe 
Anwendung finden wie für die ordentlichen Prüfungen. 

Ich erſuche Sie, hiervon den beteiligten Gemeindeverwaltungen Kenntnis zu geben. 

Im Anftrage. 
IV 9137. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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